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Angela  Merkel: 

Tag der Deutschen Einheit - ein glücklicher 
Tag für alle Menschen in Deutschland 

, er Tag der Deutschen Ein- 
*'* am 3. Oktober ist ein 

§lü<*licherTagfüralleMen- 
Schen in ganz Deutschland. 

D'e    Wiederherstellung 
er Einheit unseres Vaterlan- 

ds bedeutete den Sieg der 
reiheit über eine Diktatur, 

den 
Gewinn   individueller 

Freiheit nach 40 Jahren der 
Unfreiheit und Willkür so- 
wie die Durchsetzung einer 
marktwirtschaftlichen und 
zugleich sozialen Ordnung in 

ganz Deutschland. Und nicht 
zuletzt bedeutete die Deut- 
sche Einheit den Sieg der 
Freiheit in ganz Europa. 

Seit dem 3. Oktober 1990 
hat sich die wirtschaftliche 
und soziale Lage der Men- 
schen in Ostdeutschland ent- 
scheidend verbessert - und 
das trotz widriger Umstände 
durch zu viel Bürokratie, ei- 
nen zu unflexiblen Arbeits- 
markt oder ein zu 



Tag der Deutschen Einheit 

hterstattung 

rungsbUdungau 

• komplizier- 
tes Steuersystem. Dies zeigt, 
welche Fortschritte erst mög- 
lich werden, wenn die Politik 
diese Rahmenbedingungen 
verbessert. Auf die bislanger- 

reichten Erfolge können die 
Menschen in den neuen Län- 
dern aber zu Recht stolz sein. 
Stolz dürfen aber auch alle 
Deutschen sein, die in einem 
beispiellosen Akt der nationa- 
len Solidaritätdieerheblichen 
Lasten des Aufbaus Ost ge- 
schultert haben. Die Teilung 
kann in der Tat nur durch Tei- 
len überwunden werden. Hier 
istinden vergangenen 15Jah- 
ren eine Leistung erbracht 
worden, die dauerhaft zu den 
positiven Kapiteln in der Ge- 
schichte der Deutschen ge- 
zählt werden kann. 

Historisches Erbe 

Unser historisches Erbe 
als Partei der deutschen Ein- 
heit ist uns zugleich verpflich- 
tender Auftrag für die Zu- 
kunft. Die CDU tritt in der 
jetzt beginnenden Legisla- 

turperiode an, um in ganz 
Deutschland, aber nicht zu- 
letzt auch in den neuen Län- 
dern, die Wende zum Besse- 
ren zu ermöglichen. Denn wir 
müssen den Realitäten in die 
Augen sehen, seien sie auch 
nicht so angenehm: Die 
Schere der wirtschaftlichen 
Entwicklung zwischen West 
und Ost ist in den zurücklie- 
genden Jahren zu Lasten der 
neuen Länder wieder weiter 
aufgegangen. Die Abwande- 
rung junger, gut ausgebilde- 
ter und leistungsbereiter 

Menschen von Ost nach West 
hat  deutlich  zugenommen. 

Wichtige Verkehrsprojekte 

sind verzögert oder gar nicn 
erst in Angriff genommen 
worden. Dieser Entwicklung 

dürfen und können wir nid1 

weiter zusehen. 

Stabile Regierung 

Deutschland braucht 

jetzt schnell eine handlung5 

fähige und stabile Regierung 
-eineRegierungderErneUe 

rung, die die Sorgen un 
Nöte  der  Menschen  erns1 

nimmt und die die Rahme"" 
bedingungen so setzt, da 
die Bürgerinnen und Bürg 
wieder ihre Chancen nutze 
können.Jetztgiltes,denBlic 

nach vorne zu richten, dam1 

unser Land wieder voran 
kommt und die Mensch^ 
wiedermehrVertrauenind1 

Fähigkeit der Politik bekom- 
men, Probleme zu lösen. 
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testagswahl 

Klarer Sieg in Dresden 
le Union geht dank der 

Nfchwahl  in  Dresden ge- 
arkt in die kommenden 

^spräche zur Regierungs- 
,ldung. im Dresdner Wahi- 
d's 160 gewann CDU-Di- 

rektkandidat Andreas Läm- 
1)161 mit deutlichem Vor- 
sPrung vor der SPD und si- 

erte der Union damit ein 
We'teres Überhangmandat 

Sachsen. Damit wächst 
er vorsprung der Union im 
Ijndestag gegenüber der 

D von drei auf vier Man- 
date. 

C^U/CSU stellen nun 
26 Abgeordnete, die SPD 

j*e'terhin 222. Die FDP 
°mmt auf 61, die  Links- 

Parteiauf54unddieGrünen 
uf5l Abgeordnete. 

,    reas Lämmel, wirtschaftspo- 

t 'Scher Sprecher der CDU-Land- 

°9sfAktion im Sächsischen 

°r>öta9, setzte sich als Direkt- 

^dldat in Dresden erfolgreich 

*h Und wechselt nun als Abge- 
neter in den Bundestag. 

Volker Kauder, Generalsekretär: 

„Durch das Dresdner Wahlergeb- 

nis hat die Union ihre Position 

als stärkste politische Kraft in 

Deutschland weiter ausgebaut. 

Die CDU setzt darauf dass die 

Vernünftigen in der SPD jetzt ih- 

rer Verantwortung gerecht wer- 

den und bei einer zügigen Regie- 

rungsbildung unter Führung von 

Angela Merkel mitwirken." 

Nach dem vorläufigen 
Endergebnis setzte sich in 
Dresden CDU-Direktkandi- 

dat Andreas Lämmel deut- 
lich gegen Marlies Volkmer 
(SPD) und Katja Kipping 
(Linkspartei.PDS) durch. 

Lämmel erhielt 37,0 Prozent 
der Stimmen, Volkmer 32,1 

Prozent und Kipping 19,2 

Prozent. 
Bei den Zweitstimmen 

lag die SPD mit 27,9 Prozent 

vorn. Die CDU erreichte 24,4 
Prozent,dieLinksparteil9,7 

Prozent. Die FDP kam auf 
16,6 Prozent, die Grünen auf 

7,1 Prozent. Die Wahlbetei- 

ligung lag mit rund 72 Pro- 
zent etwas niedriger als bei 
der Bundestagswahl vor drei 
Jahren (75,9). 

Rund 219 000 Wähler 
hatten im Wahlkreis 160 
über die endgültige Zusam- 
mensetzung des Bundes- 
tagsabgestimmt. Die Nach- 
wahl war notwendig gewor- 
den, weil kurz vor dem re- 
gulären Termin die NPD- 
Direktkandidatin gestorben 

Lars Rohwer, Kreisvorsitzender 

CDU Dresden: „Das Wahlergeb- 

nis in Dresden war ein Gemein- 

schaftswerk von Bundes-, Landes- 

und Dresdner CDU. Viele Helfer 

aus Kreisverbänden in Sachsen 

und Deutschland haben uns aktiv 

unterstützt. Dafür an dieser 

Stelle ein „Danke Schön!" Die Un- 

terstützung vor Ort hat nicht nur 

unsere Dresdner Ortsverbände 

im „Nachwahlkampf' motiviert, 

sondern auch anderen gezeigt, 

dass die CDU zu außergewöhnli- 

chen Kampagnen fähig ist!" 
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Aus den Ländern 

Nordrhein-Westfalen 

Dem Land geht es heute besser! 
Diese Zwischenbilanz der 

ersten 100 Tage der 
schwarz-gelben Regie- 
rungskoalition zogen Mini- 
sterpräsident Jürgen Rütt- 
gers und Vize-Regierungs- 
chef Andreas Pinkwart auf 
einer Pressekonferenz in 

Düsseldorf. 
Neben der Stimmung im 

Lande, die sich Umfragen 
des WDR zufolge deutlich 
verbessert habe, belegten 
auch aktuelle Wirtschafts- 
daten den Aufwärtstrend, 
führte Jürgen Rüttgers aus. 
„Unternehmer und Gewer- 
betreibende haben in Aus- 
sicht auf den Regierungs- 
wechsel in Düsseldorf wie- 

derverstärkt im Land inves- 
tiert", erklärte der Minister- 
präsident das in NRW im er- 
sten Halbjahr mit real 0,8 
Prozent stärker als im Bun- 
desdurchschnitt gewach- 
sene Wirtschaftswachstum. 

Die „Koalition der Er- 
neuerung" habe zügig und 
reibungslos mit der Arbeit 
begonnen, so Rüttgers. Sei- 
ne Regierung setze nun um, 
was man vor der Wahl an- 
gekündigt habe. Auf dem 
Schulsektor seien zur Be- 
kämpfung des Unterrichts- 
ausfalls als erste Maßnahme 
1.000 neue Lehrer einge- 
stellt und ad hoc 20 Mio. Euro 

Jürgen Rüttgers und Andreas Pinkwart auf der Pressekonferenz 

für weiteren Vertretungsun- 
terricht bereitgestellt wor- 
den; die Zeugnisse in Klas- 
se 3 seien wiedereingeführt; 

die Fächer Biologie, Chemie 
und Physik blieben auf dem 
Unterrichtsplan; noch in die- 
sem Schuljahr würden für die 
Verbesserung der Ganztags- 
betreuung in Grund- und 
Hauptschulen 24 Mio. Euro 
aufgewendet. 

Rüttgers zog mit dem 
Nachtragshaushalt 2005 

ebenfalls eine ehrliche 
Schlussbilanz rot-grüner 
Schuldenpolitik: „Im Haus- 
haltsplan müssen wieder 
Wahrheit und Klarheit herr- 
schen", fasste Rüttgers die 
Bemühungen seiner Regie- 
rung zur Sanierung der Lan- 
desfinanzen zusammen. 

„Soziale Balance" 

Als  Markenzeichen sel 

ner Regierung bezeichne1 

der   Ministerpräsident  d' 

„soziale Balance" der einge' 
leiteten   Maßnahmen   ^ 
nannte Beispiele: So werde 

es   in   der   Bildungspolitik 

zwar zukünftig den UnivC 
sitäten ermöglicht, Studie11' 
gebühren zu erheben, d°c 

Rüttgers stellte klar: „Keiner 

wird wegen seiner Herkufl 
oderseinem Elternhaus vo^1 

Studium ausgegrenzt we 

den." 
Beim  Thema   KohleaUs' 

stieg unterstrich  Rüttge1"5, 

dass die vorzeitige Seh'1 

ßung der Zeche Walsum so- 
zialverträglich   erfolge,  |f1 
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A"s den Ländern 

erTi Anpassungsgelder an 
dle Betroffenen gezahlt 
Werden. In der Finanzpolitik 
seizwareinstrikterSparkurs 
v°nnöten, trotzdem wolle 
man in die Zukunft investie- 
Jen- so etwa durch Schaf- 

Un8 von 4.000 neuen Leh- 
rstellen. Auch in der Sozi- 
a|Politik werde es zwar bei 

BADEN- 
WÜRTTEMBERG 

Helmut Rau neuer Kultus- 
minister 

Helmut Rau ist neuer 
^u|tusministervon Baden- 
Württemberg. Der bishe- 
n8e Staatssekretär im Kul- 
Usministerium wurde im 

Landtag mit den Stimmen 
der CDU/FDP-Koalition 

Bewählt. Rau folgt Annette 
Scr>avan. Die stellvertre- 
tende CDU-Bundesvorsit- 
2ende wechselt nach zehn 
Jahren im Ministeramt als 
Abgeordnete in den Bun- 
destae. 

allen Leistungsgesetzen und 
Förderprogrammen Kürzun- 
gen von bis zu 20 Prozent ge- 
ben müssen - hiervon wür- 
den behinderte Leistungs- 
empfänger jedoch ausge- 
nommen bleiben. 

Für die Arbeit seiner Re- 
gierung in den nächsten 
Monaten bis zum Jahresen- 
de kündigte Rüttgers die 
Setzung einer Reihe von 
Schwerpunkten an: Sanie- 
rung der Staatsfinanzen, 
Hilfe für Existenzgründer 

und moderne Energiepo- 
litik. 

Der Generalsekretär der 
nordrhein-westfälischen 
CDU, Hans-Joachim Reck, 
betonte ebenfalls, dass die 
CDU NRW mit ihrem Lan- 
desvorsitzenden Minister- 
präsident Jürgen Rüttgers 
sich an ihre Versprechen aus 
dem Wahlkampf halte.„Die- 

se politische Kultur der Ver- 

lässlichkeit ist der Nähr- 
boden für Optimismus, Zu- 
versicht und Aufbruchstim- 
mung im Land", betonte 
Hans-Joachim Reck. Die 
vorgelegte 100-Tage-Bilanz 
zeige es: NRW ist ein Land 
der neuen Chancen. 

Gegen Kritik seitens der 
SPD an der Anfangsbilanz 
der Regierung von Minister- 

präsident Rüttgers verwahr- 
te sich der Vorsitzende der 
CDU-Landtagsfraktion, Hel- 
mut Stahl. „Die neue Lan- 
desregierung von CDU und 
FDP hat Tempo gemacht 
und einen glänzenden Start 
hingelegt", so Stahl. Und: 
„Die CDU hat in der Oppo- 
sition ihre Hausaufgaben 
gemacht und kann jetzt mit 
großem Tempo die not- 
wendigen Veränderungen 
durchsetzen." 

SCHLESWIG-HOLSTEIN 

Daniel Günther ist neuer 
Landesgeschäftsführer 
der CDU Schleswig-Hol- 

stein. 
Der Politik- und Volkswis- 

senschaftler und ehema- 

lige Geschäftsführer der 
CDU-Kreisverbä nde 
Rendsburg-Eckernförde 
und Neumünster über- 
nimmt ab Oktober diese 
Aufgabe von seinem Vor- 
gänger Peter Bendixen. 

•Iniut Rau Daniel Günther 

in 
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Schiarmann neuer Bundesvorsitzender 
Die 7. Bundesdelegierten- 
versammlung der MIT hat in 

Dresden die Weichen für die 
kommenden zwei Jahre neu 

gestellt. 
Die 550 Delegierten wähl- 

ten mit einer überwältigen- 
den Mehrheit von rund 87 
Prozent den bisherigen stell- 
vertretenden MIT-Bundes- 
vorsitzenden und Vorsitzen- 
den der Niedersachsen MIT, 
Josef Schiarmann, an die 
Spitze der Organisation. 

Josef Schiarmann ist 
selbstständiger Unterneh- 
mer. Der gebürtige Nieder- 
sachse ist Wirtschaftsprüfer, 

Steuerberater sowie Rechts- 
anwalt und Gründungspart- 
ner einer renommierten 
Kanzlei. Gemeinsam mit sei- 
nen  Partnern  berät Schlar- 

Josef Schiarmann 

mann  insbesondere  mittel- 
ständische Unternehmen. 

Zudem arbeitet Schlar- 
mann seit 2001 im Landes- 
vorstand der CDU in Nieder- 
sachsen mit. Im niedersächsi- 
schen Landtagswahlkampf 
wurde Schiarmann 2003 vom 
jetzigen Ministerpräsidenten 
Christian Wulff    in dessen 

HELMUT KOHL MIT „QUAD 

Als „herausragender Europäer der Nach- 
kriegsgeschichte" ist Alt-Bundeskanzler Hel- 
mut Kohl mit dem „Quadriga"-Preis für seine 
Verdienste um die Deutsche Einheit ausge- 
zeichnet worden. Laudator Michail Gorbat- 
schow lobte das beherzte Eintreten des dama- 
ligen Bundeskanzlers für seine Vision von ei- 
nem geeinten Europa und würdigte die politi- 
sche und persönliche Verantwortung, die Kohl 
für die Einheit Deutschlands übernommen ha- 
be. Mit „seinem Glauben an die Menschlich- 
keit" habe er entscheidend zu einem friedli- 
chen Europa beigetragen, so der frühere so- 
wjetische Präsident und Friedensnobel- 
preisträger. 

Die „Quadriga" wird vom Verein Werkstatt 

Kompetenzteam für die Be- 
reiche „Wirtschaft und Ar- 

beit" berufen. 
In seiner politischen Ar 

beit setzt Schiarmann auf d'e 

Grundzüge der Sozialen 
Marktwirtschaftim Sinnevon 

Ludwig Erhard. Dabei mach* 
ersieh starkfür mehr Wettbe- 

werb und mehr Markt. Eine 

aktive Arbeitsmarktpoütlk 

sowie ein flexibles Arbeit* 
und Tarifrecht spielen für ir"1 

eine hervorgehobene Rol'e# 

Als stellvertretende Bun' 

desvorsitzende bestätig 
wurden Barbara Ahrons- 

MdHB, Christian Ebler- 
MdEP, Hans Michelbad1» 

MdB, Jürgen Presser und 
PKM-Chef Hartmut Schau- 

erte, MdB. Neuer Vize 

wurde Klaus-Peter Meinzer- 

Deutschland alljährlich am 3. Oktober in Ber- 
lin Persönlichkeiten des politischen, wirt- 
schaftlichen, gesellschaftlichen und kulturel- 
len Lebens verliehen, die durch ihr Engage- 

ment ein Zeichen für Aufbruch, Erneuerung 
und Pioniergeist setzen. 
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ALJS der CDU/CSU-Bundestagsfrakti 

^-Mitgliedschaft 
der Türkei 

bringt keinen 
S|cherheitsgewinn 

le Befürworter einer EU- 

k
o||rnitgliedschaft der Tur- 
muhren seit jeher die Be- 
auPtung im Munde, mit 

^erd 
Beitritt   der   Türkei 

' rQe ein großer Gewinn 
JJr mehr Sicherheit und 
tabilität in Europa er- 

geht. 

R 
So äußerte jüngst auch 

Undeskanzler    Gerhard 
Seh röder,derEU-Beitrittder 

Kei bedeute „einen enor- 

u
en Zuwachs an Stabilität 

d Sicherheit für Europa". 
I^6 Mitgliedschaft des mus- 
. !sch geprägten Landes 

f
atte eine  Vorbildwirkung 
rd|e islamische Welt und 

würde 

und 
somit Radikalisierung 

dem    internationalen 
,     0rismus    entgegenwir- 

s^
n- Kanzler Schröder und 

Außenminister Fischer 
Qen und werden nicht 

Wj
ude- diese Behauptung zu 

sch|derh0len" Dabei ist sie 

^lichtweg falsch! Nicht ein 
m,stischer Terrorist wür- 
Slch durch einen EU-Bei- 

'sla 
de 
tr>tt  dpr  T"   I Lj. ucr lurkei von seinem 

Se'nden Hass abbringen las- 

• Schon die Selbstmord- 

A^entäter der Londoner 

Spj
S|hläge geben ein Bei- 

die
e dafür, wie kurzsichtig 
Se Argumente sind. Sie 

Hartmut Koschyk 

verkennen total die Erfah- 
rungen mit dem islamisti- 
schen Terror und dessen 
Strukturen. Der Gewinn im 
Kampf gegen den Terror 
wäre gleich null. Hingegen 
würde ein EU-Beitritt der 
Türkei die Außengrenzen 
der EU an einen der größten 
Krisenherde der Welt mit ei- 
nem erheblichen Migrati- 
onsdruck in die EU ausdeh- 
nen. Die Folgen für die in- 
nere Sicherheit der EU und 
damit auch Deutschlands 
wären entsprechend. Für 
eine enge Einbindung der 
Türkei in ein umfassendes Si- 
cherheitskonzept, insbeson- 

dere bei der Bekämpfung des 
islamistischen Terrors, bie- 

tet eine privilegierte Part- 
nerschaft die besten Voraus- 
setzungen ohne die Sicher- 
heitsinteressen Europas zu 
gefährden. 

Hartmut Koschyk ist der 
Innenpolitische Sprecher 

der CDU/CSU-Bundestags- 
fraktion 

Thomas Strobl 

Tag der Deutschen 
Einheit ist Tag großer 

Freude 

Am 3. Oktober feiern wir 
zum fünfzehnten Mal die 
Deutsche Einheit. Es ist ein 
Tag, der Anlass zu großer 
Freude gibt. 

Denn am 3. Oktober 1990 
wurde für uns Deutsche der 
Traum von Freiheit und Ein- 
heit wahr - ein Traum, der 
weder 1848 noch 1871 in Er- 
füllung ging und der 1918/ 

19 nur für eine kurze Zeit 
Wirklichkeit wurde, um 
dann in der Katastrophe der 

nationalsozialistischen 
Machtergreifung zu enden. 

Nach 1949 lebte nur ein 
Teil der Deutschen in Frei- 
heit. Doch seit dem 3. Okto- 

ber 1990 sind alle Deutschen 
erneut in staatlicher Einheit 
und Freiheit vereint und le- 
ben darüber hinaus zum 
ersten Mal auch in einer 
europäischen    Staatenord- 
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Aus der CDU/CSU-Bundestagsfraktion 

nung, die ein bislang unbe- 
kanntes Maß an Sicherheit 
vor äußerer Bedrohung und 
Krieg gewährt. 

Am 3.Oktobergedenken 
wir aber auch der zahlrei- 
chen Menschen, die die 
Flucht vordem SED-Regime 
antraten und an der inner- 
deutschen Grenze ihr Le- 
ben lassen mussten. DieGe- 
samtzahl der Opfer konnte 
bis heute nicht abschlie- 
ßend geklärt werden. Das 
SED-Regime mühte sich 
nach Kräften, die Zahl der 
Toten zu verschleiern. 

Die Erinnerung an die 
Opfer des SED-Regimes ist 
um so wichtiger, als in Folge 
der Wahl 2005 eine Partei 
in beachtlicher Stärke in 
unser Parlament einziehen 
wird, die sich zwar „Links- 
partei" nennt, die aber im 
Kern doch die alte SED 
bleibt, ergänzt um ein paar 
westdeutsche Linke. Bis 
heute hat sich diese Partei 
niemals ernsthaft von den 
Verbrechen distanziert, die 
beidem sozialistischen Ver- 

such, ein „Paradies" auf Er- 
den zu errichten, begangen 

wurden. 
Hartmut Koschyk ist 

der Innenpolitische Spre- 
cher der CDU/CSU-Bun- 

destagsfraktion, Thomas 
Strobl ist der Obmann der 
CDU/CSU-Bundestags- 
fraktion im Innenaus- 
schuss. 

Österreichs Verdienst 

Im Ringenumden Verhand- 
lungsrahmen hat Öster- 
reich als einziges EU-Mit- 
gliedsland die Fragen und 
Wünscheder breiten Mehr- 

heit der Bürger Europas 
eingebracht. 

Die Aufnahmefähigkeit 
der Europäischen Union für 
ein so großes Land wie die 
Türkei mit einer so schnell 
wachsenden Bevölkerung 
und mit beachtlichen politi- 
schen und wirtschaftlichen 
Problemen ist mehr als frag- 
lich. Deshalb ist es ein Ge- 
winn für ganz Europa, dass es 
Österreich geschafft hat, die 
Aufnahmefähigkeit der EU 
zum Entscheidungskriteri- 
um am Ende des Verhand- 
lungsweges zu machen. Ös- 
terreich hat sich um die EU 
verdient gemacht. 

Dass der türkische Pre- 
mierminister Erdogan die 
Europäische Union noch am 
Vorabend der Verhand- 
lungsaufnahme als „Chris- 
tenclub" titulierte, wirft ei- 
nen tiefen Schatten auf die 
vor uns liegenden Verhand- 
lungen. Schließlich hat das 
christliche Verständnis vom 
Menschen Europa mehr ge- 
prägt als alles andere. Das 
europäische Menschenbild 

und die ihm zu Grunde lie- 
genden Werte müssen ge- 
gen jede Infragestellung in 

1 
Schutz genommen werden- 

Ich  wünsche  mir sepr' 
dassdieTürkei ihren innere 
Reformprozessfortsetztu" 

ihnalsChancefürdaseigene 

Land und nicht nur als Mitte 

zum   EU-Beitrittszweck e(' 

kennt.  Am   Ende des Ver' 
handlungsweges müssend 

Mitgliedstaaten der EU &e 

Freiheit haben darüber z 

entscheiden, ob die Au 
nähme der Türkei und darn 
das Überschreiten der ge°' 

graphischen Grenzen Eur 

pas die Europäische Um0 

überfordert oder nicht. 
Peter Hintze ist der eü' 

ropapolitische Sprecher oe 

CDU/CSU-Bundestagsfrak' 

tion. 

Kroatien: 
Gewinn für EU 

Die CDU/CSU-Bundestag;5' 

f raktion gratuliert dem Volk 
tief Kroatiens zum Beginn ° 

EU-Beitrittsverhandlungef1' 
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Aus der CDU/CSU-Bundestagsfraktion 

Tledbert Pf|üger 

Dies ist ein besonderer 

^'g   von    Ministerpräsi- 
1t Ivo Sanader und seiner 

egierung, die es in nicht 
e'nmal   zwei   jähren   seit 

'hrem Amtsantritt geschafft 

V 
;r>,   alle   erforderlichen 

Aussetzungen für die 
ufr>ahme von Beitrittsge- 
prächen nicht nur auf dem 
aPier, sondern vor allem 
üch de facto zu erfüllen. 
azu gehört insbesondere 
Cn. dass es erst die Regie- 
ngSanaderwar,die unein- 

j>eschränkt mit dem Haager 
riegsverbrechertribunal 
°°Perierthat.Dasallessind 

5^te Voraussetzungen, um 
e bereits überfälligen Bei- 

verhandlungen bald er- 
tritts 

0|greich    abschließen    zu 
°nr>en. Denn ein EU-Mit- 

e<J Kroatien wird für die 
Ur°päische Union wie auch 

den Stabilisierungspro- 

•ess auf dem westlichen Bal- 
n ein Gewinn sein. 
Der Beginn der Beitritts- 

erhandlungen ist auch ein 

Klaus-Peter Willsch 

Erfolg der österreichischen 

Diplomatie, insbesondere 
von Bundeskanzler Schüssel 
und Außenministerin Plass- 
nik. Sie haben maßgeblich 
dafür gesorgt, dass der Wi- 
derstand einzelner EU-Län- 
der gegen das mitteleuropäi- 
sche Land Kroatien über- 
wunden und die Leistungen 
der kroatischen Regierung 
schließlich honoriert wur- 
den. Die CDU/CSU-Bundes- 
tagsfraktion wird Kroatien - 
wie bisherauch-auf seinem 

Weg in die EU tatkräftig un- 

terstützen. 
Friedbert Pflüger ist 

Außenpolitischer Sprecher 
der CDU/CSU-Bundestags- 

fraktion, Klaus-PeterWillsch 
ist der Kroatien-Beauftragte 
des Deutschen Bundestages 

Vorfahrt für 
Haushaltssanierung 

Der Streit um die Ableh- 
nung der EU-Kommission, 

die Erlöseausdem Postpen- 
sionsgeschäft bei der Be- 
rechnung des deutschen 
Staatsdefizits als defizit- 
mindernd zu berücksichti- 
gen, geht am Kern des Pro- 
blems vollständig vorbei. 

Nicht die Statistik ist das 
Problem, sondern die über- 
bordenden Haushaltsdefi- 
zite. Deutschland verstößt 
2005 zum vierten Mal in 
Folge gegen die Verschul- 
dungsregeln des Stabilitäts- 
paktes. Der Bund ist Haupt- 
verursacher der inzwischen 
dauerhaften Verletzung des 
Defizitkriteriums. Die Haus- 
haltssanierung muss des- 
halb ganz oben auf der 
Agenda der nächsten Legis- 
laturperiode stehen. Wir 
brauchen einen föderalen 
Konsolidierungspakt. Für 
jede Regierung muss gelten, 
nicht gegen die Statistik zu 
kämpfen, sondern gegen die 
Haushaltsdefizite. 

Die drohende Verschär- 

fung des Defizitverfahrens 
gegen Deutschland unter- 
streicht den dringenden 
Handlungsbedarf, den eine 
neue Regierung bei der Sa- 

nierung des Bundeshaus- 
halts hat. Die möglichen 
Strafzahlungen in Milliar- 
denhöhe würden den Kon- 

solidierungsbedarf deutlich 
erhöhen. 

Die Unionsfraktion hat 
immer davor gewarnt, durch 
Forderungsverkäufe das De- 
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Aus der CDU/CSU-Bundestagsfraktion 

Steffen Kampeter 

fizit zu manipulieren. Der 
nun eingetretene Schaden 
wirkt sich in zweierlei Hin- 
sicht aus: Erstens wird der 
Bundeshaushalt zusätzlich 
belastet, denn im Vergleich 
zur herkömmlichen Kreditfi- 
nanzierung sind Forde- 
rungsverkäufe höchst un- 
wirtschaftlich. Zweitens 
wird das Vertrauen in die 
haushalts- und finanzpoliti- 
sche Solidität Deutschlands 
weiter erschüttert und die 
Zweifel an Deutschland, im 

Geiste des Stabilitätspaktes 
zu handeln, wachsen. 

Steffen Kampeter ist der 
Obmann der CDU/CSU- 
Bundestagsfraktion im 
Haushaltsausschuss 

Entwicklungspolitik 
muss „Gute 

Regierungsführung" 
fördern 

Entwicklungshilfe kann nur 
dort maximale Wirkungen 
erzielen, wo die Partner ei- 
genverantwortlich den 
Aufbau demokratischer 
und marktwirtschaftlicher 
Strukturen konsequent vo- 
rantreiben. 

Deraktuelle Bertelsmann 
Transformationsindex ist 
daher ein wichtiges Instru- 
ment zur Steigerung der Effi- 
zienz und Zielgenauigkeit 
unserer Hilfe im künftigen 
Regierungshandeln. 

Mit den „Fünf Kriterien" 
für „Gute Regierungs- 

führung" hat die unionsge' 
führte frühere Bundesregie' 
rung die Modernisierung 
der Entwicklungspolitikein- 

geleitet. „Good Gover- 

nance" ist zwar Teil der p0'1" 
tischen Rhetorik des BMZ- 
findet aber weder in der Pr 
xis der deutschen bilater 
len Entwicklungszusam- 

menarbeit noch in der En 
schuldungspolitik einen 
entsprechenden Niede1" 

schlag. Die Hauptempfän' 
ger deutscher bilaterale 

Entwicklungsgelder liegen 
beim Management-Inde 
der Bertelsmann-Stiftung 

im unteren Mittelfeld. Aud1 

Weltbankstudien geben 

Deutschland im Hinblickaui 

die Berücksichtigung v°n 

Politik und „Good Gover- 
nance" nur mittlere oder un 
terdurchschnittliche Bewer- 

tungen. 

PETER GÖTZ ALS VORSITZENDER BESTÄTIGT 

Die Mitglieder der AG 

Kommunalpolitik der 
CDU/CSU-Bundestags- 

fraktion haben in einstim- 
miger Wahl den Bundes- 

vorsitzenden der KPV, Pe- 

ter Götz MdB, als Vorsit- 

zenden bestätigt. Erfolg- 
reich führt er die Arbeits- 
gemeinschaft seit nun- 
mehr7Jahren. 

Peter   Götz:   „Die   AG 

Kommunalpolitik 

steht auch in der 

kommenden   Le- 
gislaturperiode 

vor   schwierigen 
Aufgaben.      Die 

Städte,  Gemein- 

den   und   Land-   ^^J 

kreise    befinden   PeterGötz 

sich in einer an- 
haltend   schweren   Haus- 
halts- und Finanzkrise. Die- 

se ist nicht nur 
konjunkturell- 
sondern in erster 
Linie strukturell 

bedingt. Sie "st 

auch das Ergeb- 

nis des in den 
letzten Jahren 
stattgefundenen 
dramatischen 

Umverteilungsprozesses 

zu Lasten der Kommunen- 
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AtJs der CDU/CSU-Bundestagsfraktion 

"ristian Ruck 

^s bleibt also noch einiges 
„u tun, um die Praxis an die 

neorie heranzuführen. Die 
n'°n will dies mit Elan an- 

gehen. 

Christian   Ruck  ist  der 
^ntwicklungspolitische 
.Precher der Bundestags- 
fr^tion. 

Fehlerhafte Revision 
verhindern 

Klärung zu der von der 
Undesregierung unter- 
e"ten kommunalen Ent- 

astung und zu dem Vorha- 
en> den Anteil des Bundes 

den Unterbringungsko- 

*n der Arbeitslosengeld 

'Ernpfänger rückwirkend 
8egen Null abzusenken: 

Die rot-grüne Bundes- 

regierung verschließt mit 
ihrem Kabinettsbeschluss 
die Augen vor der Realität 
und folgt einem Trick von Mi- 
nister Clement. 

Dieser errechnet den 
Kommunen fiktive Entlas- 
tungen als Folge der bundes- 
politisch gewollten großzü- 
gigeren Ausgestaltung des 
SGB II, beispielsweise bei 

Einkommens-, Vermögens- 
und Zuverdienstgrenzen. 

Tatsächlich haben und hät- 
ten die Kommunen diese Ko- 

sten in der Sozialhilfe nicht 
zu tragen gehabt und sind in- 

folgedessen auch nicht um 
diese entlastet. 

Um die ursprünglichen 

Ziele nicht aus den Augen zu 
verlieren, müssen auch die 

Daten der Kommunalerhe- 
bung berücksichtigt werden. 
Schließlich war die Zusam- 
menlegung von Arbeitslo- 
sen- und Sozialhilfe - neben 
der Gewerbesteuerreform - 
das zweite Element einer sig- 
nifikanten Entlastung der 
Kommunen auf der Ausga- 
benseite. 

Diese Entlastung warauf- 
grund der ab 2001 eingetre- 
tenen Aufgabenmehrbelas- 
tung bei den Kommunen 
dringend notwendig gewor- 
den. 

Peter Götz ist der kom- 
munalpolitische Sprecher 
der CDU/CSU-Bundestags- 
fraktion. 

TERMINE 2006 

26. März 
Landtagswahlen Baden- 
Württemberg, Rheinland- 

Pfalz, Sachsen-Anhalt 
Kommunalwahlen Hessen 

Herbst 
Landtagswahlen Meck- 

lenburg-Vorpommern 
Kommunalwahlen 

Niedersachen 
Abgeordnetenhaus- und 
BVV-Wahlen Berlin 
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UBG 
Postfach 1190 
53348 Rheinbach 
PVSt, DPAG 
Entgelt bezahlt. 

Armband 
„Besser für die Menschen. CDU" 
Das modische Armband aus Silikon 

zum Überstreifen. 

Bestell-Nr.: 9272 

Preis je 50 Stück: 18,00 € 
Preis inkl. MwSt.: 20,88 € 

BESTELLANSCHR'^ 

arvato logistics services 
Bertelsmann-Versandzentrui1 

Postfach 1162, 33759 Versrnö 
Telefax 052 41-8 0418 92 

e-mail: 
cdu-shop@bertelsmann.de 

Id 
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